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§ 28b ZustG Anmeldung zum und
Abmeldung vom

Teilnehmerverzeichnis
 ZustG - Zustellgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 01.01.2023

1. (1)Die Anmeldung zum und die Abmeldung vom Teilnehmerverzeichnis sowie die Änderung der Teilnehmerdaten

haben über das Anzeigemodul gemäß § 37b oder mit Zustimmung automatisiert über andere elektronische

Verfahren zu erfolgen. Die Anmeldung gilt als Einwilligung zum Empfang von Zustellstücken in elektronischer

Form. Für die Entgegennahme von Zustellungen mit Zustellnachweis oder nachweislichen Zusendungen hat die

Anmeldung unter Verwendung der Bürgerkarte (§ 2 Z 10 E-GovG) zu erfolgen. Im Teilnehmerverzeichnis dürfen

folgende Daten verarbeitet werden:

1. 1.Name bzw. Bezeichnung des Teilnehmers,

2. 2.bei natürlichen Personen das Geburtsdatum,

3. 3.die zur eindeutigen Identifikation des Teilnehmers im Bereich „Zustellwesen“ erforderlichen Daten:

1. a)bei natürlichen Personen das bereichsspezifische Personenkennzeichen (§ 9 E-GovG),

2. b)sonst die Stammzahl (§ 6 E-GovG) und soweit vorhanden die Global Location Number (GLN),

3. c)soweit vorhanden ein oder mehrere Anschriftcodes des Zustellsystems gemäß § 28 Abs. 3 Z 3,

4. 4.mindestens eine elektronische Adresse, an die die Verständigungen gemäß § 35 Abs. 1 und 2 erster Satz

übermittelt werden können,

5. 5.Angaben, ob ein Dokument an den Empfänger auch nachweislich zugestellt werden kann,

6. 6.Angaben, ob elektronische Zustellungen nur über ein bestimmtes Zustellsystem oder nach bestimmten

Verfahrensvorschriften zugestellt werden können,

7. 7.Angaben des Teilnehmers darüber, welche Formate über die weit verbreiteten hinaus die zuzustellenden

Dokumente aufweisen müssen, damit er zu ihrer Annahme bereit ist,

8. 8.Angaben darüber, ob der Teilnehmer Zustellungen außerhalb der Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit

über das Zustellsystem gemäß § 28 Abs. 3 Z 3 nicht erhalten möchte,

9. 9.Adressmerkmale, soweit diese automatisiert aus Registern von Verantwortlichen des öffentlichen Bereichs

zu übernehmen sind, und

10. 10.weitere Daten, die zur Vollziehung des Gesetzes oder aufgrund der Anmeldung gemäß Abs. 4 übermittelt

werden.

2. (2)Der Teilnehmer hat über das Anzeigemodul Änderungen der in Abs. 1 genannten Daten dem

Teilnehmerverzeichnis unverzüglich bekanntzugeben, sofern dies nicht jene Daten betrifft, die durch Abfragen

von Registern von Verantwortlichen des öffentlichen Bereichs automationsunterstützt aktualisiert werden.

Darüber hinaus kann er dem Teilnehmerverzeichnis mitteilen, dass die Zustellung oder Zusendung innerhalb

bestimmter Zeiträume ausgeschlossen sein soll.

3. (3)Die gemäß § 29 Abs. 2 Z 1 in der Fassung des Deregulierungsgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 40/2017, gespeicherten
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Daten des Ermittlungs- und Zustelldienstes über Kunden der elektronischen Zustelldienste sind

automationsunterstützt vom Ermittlungs- und Zustelldienst an das Teilnehmerverzeichnis zu übermitteln. Diese

Personen gelten als angemeldete Teilnehmer im Sinne des Abs. 1.

4. (4)Die Anmeldedaten und Änderungen von FinanzOnline-Teilnehmern, die nicht auf die elektronische Zustellung

nach der BAO verzichtet haben und Unternehmer im Sinne des § 3 Z 20 des Bundesgesetzes über die

Bundesstatistik – Bundesstatistikgesetz 2000, BGBl. I Nr. 163/1999, sind, sind vom Bundesminister für Finanzen

automationsunterstützt an das Teilnehmerverzeichnis zu übermitteln; die Daten anderer FinanzOnline-

Teilnehmer nur mit deren Einwilligung. Die Unternehmer gelten unbeschadet der Bestimmung des § 1b Abs. 2 bis

4 E-GovG als angemeldete Teilnehmer im Sinne des Abs. 1.

5. (5)Die Anmeldedaten und Änderungen von im Zustellsystem gemäß § 28 Abs. 3 Z 3 erfassten Teilnehmern sind

von diesem Zustellsystem automationsunterstützt bis auf Widerspruch des Teilnehmers an das

Teilnehmerverzeichnis zu übermitteln. Diese Personen gelten unbeschadet der Bestimmung des § 1b Abs. 2 bis 4

E-GovG als angemeldete Teilnehmer im Sinne des Abs. 1.

6. (6)Soweit die Gesetze nicht anderes bestimmen, kann eine vollständige oder teilweise Abmeldung vom

Teilnehmerverzeichnis unter Verwendung der Authentifizierungsmethoden gemäß Abs. 1 oder durch eine vom

Teilnehmer unterschriebene schriftliche Erklärung erfolgen. Sie wird zwei Wochen nach dem Einlangen beim

Teilnehmerverzeichnis wirksam. Der Teilnehmer ist über seine elektronische Adresse gemäß Abs. 1 Z 4 über die

Abmeldung unverzüglich zu informieren und hat die Möglichkeit, diese binnen zwei Wochen ab Einlangen der

Information rückgängig zu machen. Wird der Tod einer natürlichen Person oder das Ende einer juristischen

Person, die Teilnehmer ist, über eine Registerabfrage automationsunterstützt bekannt, ist der Teilnehmer aus

dem Teilnehmerverzeichnis unverzüglich zu löschen.
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